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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 13. 


(Nr. 7611). Geſetz, betreffend die Gebühren und den Geſchäftsbereich der Rechtsanwalte 
a für die Bezirke der Appellationsgerichte in Kaſſel, Kiel und Wiesbaden. 
Vom 2. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für die Bezirke der Appellationsgerichte in Kaſſel, Kiel und Wies⸗ 
baden a Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


8. 1. 
An die Stelle des F. 8. des Geſetzes vom 12. Mai 1851. (Geſetz-Samml. 
S. 656.), betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gebühren der Rechts⸗ 
anwalte, und der allgemeinen Beſtimmungen unter Ziffer 3. und 4. des Tarifs 
zu demſelben, treten die Vorſchriften der nachfolgenden $$. 2. bis 7. 


Sr 


Die Verurtheilung einer Prozeßpartei zur Erſtattung der Koſten erſtreckt 
ſich auch auf die Gebühren und Auslagen des Anwalts der Gegenpartei. 


F. 3. 
Die Regel des $. 2. unterliegt nur folgenden Einſchränkungen: 


1) Wenn eine Partei ſich mehrerer Rechtsanwalte in einer und derſelben 
Rechtsangelegenheit bedient hat, ſo kann der zur Erſtattung der Gebühren 
verpflichtete Gegner nur zur Erſtattung desjenigen Betrages angehalten 
werden, welcher zu liquidiren wäre, wenn die Partei ſich nur eines 
Rechtsanwalts bedient hätte. Ausgenommen bleiben nur die Fälle, wo 
ein Wechſel durch Tod „Dienſtaustritt oder Verſetzung des Bevoll⸗ 
mächtigten, oder wenn die Beſtellung eines zweiten Anwalts für Hand⸗ 
lungen bei einem von dem Prozeßgericht verſchiedenen Gerichte nothwendig 
geworden iſt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 15. März 1870. 
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2) Koſten für Reiſen des Anwalts zu Terminen hat die zum Koftenerfab 


verurtheilte Partei nur dann zu erſtatten, wenn die Wahrnehmung des 


Termins nothwendig geweſen iſt. 

Es darf insbeſondere kein Erſatz gefordert werden für die Koſten 
der Reiſen zu Terminen, deren Wahrnehmung durch Einreichung eines 
Schriftſatzes vermieden werden konnte, oder in denen lediglich eine 
Handlung des Gegners oder eine Urtheilsverkündigung zu gewär⸗ 
tigen war. a 

Ueberdies kann ein Erſatz der Tagegelder und Reiſekoſten des 
Anwalts höchſtens bis zu folgenden Beträgen für den einzelnen Termin 
gefordert werden: 


in Prozeſſen über Gegenſtände bis zu 100 Thalern Werth ein⸗ 


checkt Bere 2 Thaler, 
in Prozeſſen über Gegenſtände bis zu 200 Thalern Werth 
chf 8 Bere 


in Prozeſſen über Gegenſtände von höherem Werthe . 5 
außerdem aber in Prozeſſen über Gegenſtände von 50 Thalern und 
weniger Werth nur inſoweit, als die Führung des Prozeſſes durch 
die Partei gleichfalls zu erſtattende außergerichtliche Koſten veranlaßt 
haben würde. 


K. 4. 


Unter den zu erſtattenden außergerichtlichen Koſten der Partei find ins⸗ 
beſondere die Koſten für Reiſen, welche auf richterliche Ladung gemacht werden 
a e 1 für Verſäumniß, ſowie nothwendige baare Auslagen an Porto u. ſ. w. 
u verſtehen. 

5 Ob und in welchem Umfange eine Partei berechtigt iſt, Neife- oder Ver⸗ 
ſäumnißkoſten zu fordern, iſt nach den geſetzlichen Beſtimmungen über die Reiſe⸗ 
und Verſäumnißkoſten der Zeugen zu beurtheilen. a 

Hat die den Termin perſönlich wahrnehmende Partei ſich in demſelben des 

Beiſtandes eines Anwalts bedient, ſo hat ſie nur Anſpruch auf Erſtattung der 
Koſten für die Reiſe des letzteren. 


9. 5. 
Wenn der Rechtsanwalt außerhalb ſeiner Wohnung und des Gerichtslokals 


Geſchäfte beſorgen muß, ſo erhält derſelbe von ſeinem Auftraggeber außer ſeinen 
ſonſtigen Gebühren: 


1) wenn die Entfernung nicht über eine Viertelmeile von ſeiner Wohnung 
beträgt, bei Gegenſtänden bis zu 500 Thalern einſchließlich 10 Sgr., 
bei Gegenſtänden von höherem Werth 20 Sgr. Iſt die Entfernung 
größer, jedoch innerhalb ſeines Wohnortes, oder wird er an ein Kranken⸗ 
bett, oder in der Zeit von Abends 8 Uhr bis Morgens 8 Uhr gerufen, 
oder muß er über eine Stunde unthätig warten, ſo kann er das Dop⸗ 
pelte dieſer Sätze liquidiren, ebenſo wenn das Geſchäft länger 35 eine 

i tun⸗ 


Stunde dauert, und wenn darauf mehrere Tage verwendet werden müſſen, 
für jeden Tag beſonders ; ; 
wenn er über eine Viertelmeile von dem Orte, in welchem er wohnt, 
reiſen muß: 2 Thaler 15 Sgr. Tagegelder für jeden Tag der durch das 
Geſchäft bedingten Abweſenheit von ſeinem Wohnorte, und im Falle 
des Uebernachtens für jedes erforderliche Nachtquartier zuſätzlich 1 Thaler / 
ferner an Reiſekoſten, ſoweit Eiſenbahnen, Dampfſchiffe oder Fahrpoſten 
nicht benutzt werden können: 75 Sgr. für jede auch nur angefangene 
Viertelmeile der Hin⸗ und Rückreiſe, ſoweit aber Eiſenbahnen, Dampf⸗ 
ſchiffe oder Fahrpoſten benutzt werden können: außer einem zur Deckung 
der Nebenkoſten beſtimmten, ſowohl für die Hin⸗ als auch für die Rück⸗ 
reiſe zu gewährenden Pauſchbetrage von je 10 Sgr., das tarifmäßige 
Fahrgeld und zwar erſter Klaſſe bei Benutzung von Eiſenbahnen oder 
Dampfſchiffen. se 


Wenn ein Rechtsanwalt nicht an dem Orte des Gerichts wohnt, bei welchem 
er zu handeln hat, ſo kann er für die Reiſe zum Gericht Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſten nach Maaßgabe der Beſtimmung in H. 5. Ziff. 2 liquidiren, inſofern 
ihn die Partei ausdrücklich zu der Reiſe ermächtigt hat. 

Iſt die Reiſe im Inkereſſe mehrerer Sachen unternommen, ſo iſt in jeder 
Sache nur ein nach der Zahl derſelben zu beſtimmender Beitrag zu berechnen. 


F. 


Den Rechtsanwalten iſt geſtattet, über den Betrag der ihnen zu vergü⸗ 
tenden Reiſekoſten ($. 5. Ziff. 2., $: 6.) ein anderes Uebereinkommen zu treffen. 
Die Vereinbarung höherer Vergütung kann jedoch niemals wider den 
Prozeßgegner, noch zum Nachtheile Beitragender ($. 6.), welche an dem Ab⸗ 
kommen nicht Theil genommen haben, geltend gemacht werden. 

Dagegen hat die erſatzpflichtige Partei nur die verabredete Vergütung zu 


erſtatten, wenn deren Betrag geringer iſt, als der geſetzliche. 


§. 8. 


Die Rechtsanwalte bei den Gerichten erſter Inſtanz ſind innerhalb des 
betreffenden Appellationsgerichtsbezirks zur Praxis auch in zweiter Inſtanz in 
denjenigen Sachen, in welchen ſie in erſter Inſtanz gehandelt haben, berechtigt. 


§. 9. 

An den Orten, an welchen zugleich ein Appellationsgericht und ein Kreis⸗ 
gericht ihren Sitz haben, kann die Anſtellung von Rechtsanwalten mit der Be⸗ 
rechtigung zur Praxis bei beiden Gerichten erfolgen. f 

$. 10. 


Die den Rechtsanwalten in Prozeßſachen erwachſenen Gebühren und 
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Auslagen können von denſelben gegen ihre Mandanten auch bei denjenigen Ge 
richten eingeklagt werden, bei denen der Prozeß in erſter Inſtanz anhängig war. 

g I. 

Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 
Desgleichen treten alle auf den Reiſekoſtenbezug bezüglichen bisherigen Anſtellungs⸗ 
bedingungen der Rechtsanwalte, welche von den Vorſchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes abweichen, außer Kraft. 

§. 12. 

Das gegenwärtige Geſetz findet auf bereits anhängige Prozeſſe erſt nach 
Beendigung derjenigen Inſtanz Anwendung, in welcher dieſelben zur Zeit der 
Verkündung dieſes Geſetzes verhandelt werden. f 

Die Beſtimmungen deſſelben über die Sätze für Reiſen der Parteien oder 
Rechtsanwalte find auf alle nach deſſen Verkündung ausgeführten Reiſen anzu: 
wenden. f 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 7612.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
»Deutſche Bank, Aktiengeſellſchaft«, mit dem Sitze zu Berlin errichteten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 12. März 1870. 


Da Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 10. März 1870. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Deutſche Bank, Aktien⸗ 
geſellſchaft“, mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Statut vom 25. Februar 1870. 
zu genehmigen geruht. i 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
wenden Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
werden. 


Berlin, den 12. März 1870. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
5 (R. v. Decker). 


